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Kameradinnen und Kameraden, 


leider ist mit dieser Ausgabe der Umbruch zum ersten Mal verspätet erschienen, 
so daß er als Doppelnummer mit größerem Umfang herausgegeben wird. 
Die Verzögerung hatte zwei Gründe: Zum einen starke zeitliche Belastung durch 
meine berufliche Tätigkeit, da ich mich im Februar selbstständig gemacht habe. 
Dummemeise gelang es den Behörden in Nordhausen auch noch Anfang August, 
mich und einen weiteren Kameraden für 10 Tage in „Vorbeugegewahrsam“ zu 
nehmen. Außerdem gab es computermäßig noch einige Neuerungen, die auch 
Zeit in Anspruch nahmen. Ich werde mich bemühen, daß soetwas nicht wieder 
vorkommt und hoffe Ende des Jahres eine monatliche Erscheinungsweise ge- 
währleisten zu können. 


Am 24. Juni führte ich mit den JN eine Sonnenwendfeier in Thüringen durch, 
die dann zu später Stunde doch noch einen kleinen Nachgeschmack bekam. Ei- 
nen ausführlichen Bericht findet ihr in diesem Heft. 

Das Verhalten der thüringischen Behörden in diesem Fall, ebenso wie im Fall 
Sandro Weilkes und während der Heß-Aktionswoche, hat deutlich gemacht, daß 
Recht und Gesetz in Thüringen praktisch keinerlei Bedeutung für Nationalisten 
mehr haben. Entscheidend und bindend für alle Behörden, Richter usw. ist hier 
offenbar nur noch die Aussage des Innenministers Richard Dewes, daß er in 
seinem Land ‚rechts nichts hochkommen läßt“. Aber auch darauf müßen und 
werden wir uns in Zukunft bei unserer Arbeit einstellen. 

Bei Schneverdingen nähe Soltau ist am 19.8. eine gut geplante, disziplinierte, 
unangemeldete Demonstration zum Gedenken an Rudolf Heß mit ca. 250 
Teilnehmern durchgeführt worden. Die Polizei war völlig überrumpelt und konnte 
aufgrund der geringen Stärke nichts ausrichten. Dieser Verlauf zeigt, daß es also 
durchaus noch möglich ist, öffentliche Großveranstaltungen durchzuführen. 


Es gab wegen der letzten Ausgabe einige Aufregung, sowohl in eigenen Reihen, 
als auch bei Antifa und System, wegen zwei Artikeln. Ich möchte in dem Zusam- 
menhang noch einmal grundsätzlich daraufhinwiesen, daß natürlich nicht alle 
Artikel von mir sind und auch nicht immer meine Meinung wiedergeben. Der Um- 
bruch ist ja auch kein Sprachrohr von Steffen Hupka, sondern er stellt vor allem 
auch eine Diskussionsplattform für Themen dar, die uns alle angehen. Wer In- 
halte kritisiert, soll halt seine eigene Meinung dazu schreiben ! 

Noch ein Wort zur Werbung für andere Zeitschriften. Ich wollte Anzeigen aus 
diesem Blatt von Anfang an raushalten und werde das auch tun. Trotzdem sollen 
in der nächsten Ausgabe einige Hefte besprochen werden, die in der letzten Zeit 
erschienen und gar nicht schlecht sind, wie z.B. ‚Freie Stimme“ und 
„Widerstand“. 


Steffen Hupka 


Brauchtum - 


Sinnbild unserer Weltanschauung 


Wenn wir sagen „Das ist deutsch“, so haben wir im Geiste nicht nur ein 
bestimmtes Menschentum vor Augen, sondern mit solcher 
Kennzeichnung verbindet sich für uns gleichzeitig auch die Vorstellung 
von einer sinnvollen und gerechten Ordnung der Welt. Auch diese 
Vorstellung von einer solchen Ordnung der Welt und des Lebens wird 
Wirklichkeit und gewinnt ihre Wirksamkeit in den Lebensformen, die ein 
Volkstum sich selbst schafft. 


Wenn uns ein gesundes und gesund empfindendes, natürliches, unverbogenes 
Menschentum als das Wert-vollste und Höchst-wertige erscheint, dann schätzen wir das 
völkische Brauchtum nicht bloß deshalb, weil es ein Spiegel jenes Menschentums ist, 
sondern zuerst und vor allem, weil es umgekehrt Kraft seiner Wesenheit ein solches 
Menschentum fordert und erfordert ! Man könnte auch so sagen: Brauchtum ist nicht bloß 
ein Spiegel, sondern es ist auch der Rahmen, der die einzelnen Glieder einer 
Volksgemeinschaft umschließt, einordnet, und, wenn es sein muß, in Formen zwingt, 
welche um der höchstmöglichen Kraftsteigerung und Lebenshauptung der Gesamtheit 
willen motwendig sind ! Es ist nicht bloß Abbild, sondern vor allem auch Anstoß; nicht 
bloß Folge, sondern Ursache, Ausgangspunkt für eine völkische Erziehung, ausgeübt von 
der Gemeinschaft selbst. 

Wo ein solches Brauchtum das ganze Leben eines Volkes erfüllt und bestimmt, da 
vollzieht sich fast ganz von selbst eine ganz natürliche Auslese ! Wir „brauchen“ solche 
Lebensformen, weil in ihnen geradezu mit Naturnotwendigkeit das „Richtige“ sich 
durchsetzt, weil dieses Richtige hier in der selbstverständlichsten Weise vor allem Andern 
zur Geltung kommen muß. Jenen Lebensformen vermögen mit absoluter Sicherheit 
diejenigen am besten „gerecht“ zu werden, die das Gesetz unseres Wesens am stärksten 
im Blut spüren. Damit verbirgt ein Brauchtum, welches von den Kräften des Volkstums 
geprägt ist und welches die im Sinne dieses Volkstums wertvollste menschliche Substanz 
sichtbar heraushebt, zum Ersten die gerechte, im höchsten Sinn sozialistische Ordnung 
unserer Welt und unseres Lebens. 


Eine zweite Erkenntnis muß als sinngemäßer Schluß aus der ersten sich ableiten. 
Brauchtum als lebendige Erscheinung ist darüber hinaus ja nicht bloß Rahmen, Richtlinie 
oder Regel, ist nicht bloß Mittel, sondern auch Ziel, es besitzt darüber hinaus in sich selber 
Eigenwert als künstlerische Gestaltung, als Schöpfung, entfaltet nach dem Stil- und 
Wachstumsgesetzen von Rasse, Volk und Nation, die Abbild und Ausdruck unserer Art 


gleichzeitig eine Ordnung des Schönen und der Kultur. 

So gewinnen wir auch hier wieder jene große Erkenntnis, die - wie alle Wahrheit - so 
unendlich einfach ist; jene letzte Einsicht, um die unser Volk trotz ihrer Klarheit zwei lange 
Jahrtausende hindurch zu ringen hatte: Alle Lebensformen, welche den Forderungen einer 
unbedingten Gerechtigkeit entsprechen, werden gleichzeitig - gemessen nach ihrer 
Ansprechbarkeit auf rassische und völkische Werte - jedem Urteil auch von dieser Seite 
her „gerecht“. Oder umgekehrt: Jeder Nationalismus hält letzten und höchsten Proben nur 
dann stand, wenn er als Sozialismus mit äußerster Kompromißlosigkeit Scheinwerte 
ausmerzt und die echten Werte in Menschen und Dingen bestimmend und beherrschend 
zur alleinigen Geltung bringt ! - 


Zum dfitten aber stellt das Brauchtum unseres Volkes uns hinein in den ewigen Strom 
der Zeiten und des Lebens. 
Aus dem kleinen Keim kommt der junge, zarte Trieb. Er wächst und treibt Knospen und 
Blüten. Er drängt zur Reife und trägt Frucht aber muß vergehen. Im Vergehen, im Sich - 
Verzehren, jedoch hilft sie dem jungen Keime wieder in ein neues Leben. Und so lebt die 
Art fort - im ewigen Kreislauf aus sich selber erneuernd. So gilt es für die kleinste Pflanze, 
für jedes Tier, für den Menschen und sein Geschlecht, für Volk und Rasse. - 


Ewig dreht das Rad des Lebens, 

Ewig kreisen Zeit und Erde, 

Ewig neut sich so der Jahre 

Und der Menschen „Stirb und Werde“. 


Die letzte, tiefe Schau aller Dinge, die Überzeugung von dem Eingebundensein des 
Einzelnen in den großen Gang und das Schwingen alles Lebendigen, durchzieht als 
untrügliche, sichere Gewißheit Lieder, Mythen und Märchen. Spruchweisheit und Spiele 
unseres Volkes, sie wirkt und ist leibhaft in unseren Jahresfesten und bei den Feiern im 
Leben der Menschen, Sippen und Geschlechter. 

Hier tut unser Vollkstum seine Anschauung der Welt kund, die mehr als alles Andere 
sein Eigen ist, denn aus ihm allein ist sie erwachsen. Alles andere kann auch von außen 
an dieses Volk herangetragen worden sein. Dieses sein Brauchtum aber besitzt dies Volk 
ja ganz allein. Und in diesem Brauchtum ist nicht der Hauch eines Zweifels oder gar einer 
Verneinung der Welt. Hier spricht unser Volk sein großes, gläubiges „Ja“ zum „Stirb und 
Werde“ einer ewigen Schöpfung. Hier spricht es sein großes „Ja“ zu des Ewigen Willen, 
der vor dem Gewinn des Lebens die Forderung der Bereitschaft zu Hingabe und Opfermut 
gesetzt hat, weil so allein und für alle Zeiten dies Lebens und diese Welt wahrhaftig, 
ehrlich und sauber bleiben. 


Und hier legt es auch Zeugnis ab für seinen unbeirrbaren Glauben an die Größe und an 
das Gute im Menschenherzen selbst; für seine Überzeugung, daß nicht angeborene 
Verderbnis die menschliche Natur beherrscht, sondern daß auch in uns Menschen selbst 
Herzenskraft und Seelenstärke wachsen aus dem Bewußtsein unseres Eingebundenseins, 
aus der Gewißheit, ein Stücklein eines Großen durch die Zeiten tragen und es weiter 
geben zu dürfen. Je aufrechter, je stolzer, stärker und innerlich freier ein Menschentum ist, 
je weniger gewohnt ist und daran gewöhnt wird, sich zu krümmen und zu bücken, desto 
mehr entfalten sich alle guten Kräfte echter Zucht und stets bereiter Verantwortung und 
Entschlossenheit. 


Welt hineingegeben ist, es ist nicht unerforschlich oder unverständlich, es ist hell und klar 
und offenbar und es ist richtig, weil ganz allein ein Menschentum, das die Kraft 
opferbereiter Herzen aufbringt, am Ende immer besteht ! Im Brauchtum unseres Volkes 
findet in bildhaften Gestaltungen, angefangen bei den einfachen Zeichen der Stickerei 
einer Tracht, bei den Linien des Balkenwerkes am deutschen Bauern- und Bürgerhaus, bis 
zur umfassenden Sinngebung eines Jahresfestes, jenes Denken seinen Ausdruck, das den 
Einzelmenschen hineingestellt weiß in das Ganze, eingeordnet in die Gemeinschaft des 
jetzt lebendigen Geschlechtes, eingeschmiedet als Glied in die Kette der Generationen. 
Und so ist muß dieses Brauchum wieder sinnvolle Ordnung unseres völkischem Lebens 
und Abbild einer letzten, tiefen, metaphysischen Schau der Welt werden. 

Wir begreifen und finden in ihm das Gesetz und den Glauben vom ewigen, göttlichen Sinn 
aller Schöpfung und alles Seins, so wie dies unserem Blut ein - geboren und unserer Art 
eigen und gemäß ist. 


Zur Situation in den Knästen 


In letzter Zeit wächst in den BRD-Knästen der staatliche Druck auf 
gefangene Nationalisten. Die Anstaltsleitungen betreiben eine regelrechte 
psychologische Kriegsführung gegen die Kameraden, die sich nicht 
brechen lassen wollen und sich daher nicht dem Knastalltag anpassen. 
Menschen mit einer unliebsamen, da wunbequemen, politischen 
Einstellung bekommen die volle Härte des Strafvollzugsgesetzes 
(StVollz.G.) zu spüren. 


Beliebte Mittel sind dabei: Zellenkontrollen mit Beschlagnahme von legalem, politischem 

Material, Brief- und Pressezensur, akustische und optische Besuchsüberwachung, 
Kontaktverbote, Nichtgewährung von Lockerungen. 
Bei all diesen repressiven staatlichen Maßnahmen muß als Begründung der 
Gummiparagraph 31 St.Vollz.G. (Gefährung des Vollzugsziels und der Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt) herhalten. Unter diesen Paragraphen kann man so ziemlich alles 
packen, z.B. selbstgebastelte Kochplatten, Bargeld, Drogen, Werkzeug, Waffen und eben 
auch Briefe und Zeitungen. Durch die Begündung mit $ 31 bewegen sich die staatlichen 
Druckmittel im Rahmen des demokratischen Rechtsstaats. Allerdings wird die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel und der Gleichheitsgrundsatz bei nationalen Gefangenen 
schlicht und einfach nicht beachtet ! 


Hier einige Beispiele aus jüngster Zeit: 


- gefangene Nationalisten werden wöchentlich mit Zellendurchsuchungen belästigt. Dabei 
wird regelmäßig unbequemes aber legales politisches Material beschlagnahmt. Den 
Gefangenen wird gleich nahegelegt, durch Unterschrift ihre Einwilligung zur Vernichtung 
der beschlagnahmten Lektüre zu geben. 


- Personen von „draußen“, deren Besuch von der Anstaltsleitung genehmigt worden war, 
werden an der Gefängnispforte polizeilich überprüft und abgewiesen; 


- Postzensur wird verstärkt angeordnet, wobei z.B. im Bundesland Brandenburg die Briefe 
sogar offiziell über das Innenministerium laufen. Briefe, welche mit „mit 
kameradschaftlichem Gruß“ unterzeichnet sind, werden einbehalten; 


- Manchen einsitzenden Kameraden wird der Kontakt zu anderen Gefangenen 
‚Nationalisten verboten; 


- Besuchsüberwachungen und Kontaktsperren sind keine Seltenheit. 


Bei diesen repressiven, staatlichen Maßnahmen ragen nachfolgende Knäste hervor: 
Brandenburg, Hameln, Remscheid, Straubing, Waldheim und Zwickau, - ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit ! 


Gerade jetzt sind die Kameraden „draußen“ gefordert ! Haltet den Kontakt zu den 
Gefangenen. Macht die illegalen staatlichen Maßnahmen öffentlich. Im Zweifelsfalle fragt 
bei der entsprechenden Knastleitung nach und legt nötigenfalls Beschwerde ein. 

Für jeden Kameraden, ob drinnen oder draußen, bestehen (noch) genügend Möglichkeiten 
zum legalen Protest und Widerstand - nutzt sie ! 


Lars Imbau 


Folgender Aufruf zur Organisation im Knast erreichte uns : 


Kameraden in den Systemknästen ! 


Der politische Kampf ist im Knast nicht beendet - er wird mit anderen Mitteln fortgesetzt. 
Wer nur in Ruhe seine Tage absitzen will, der vergeudet wertvolle Zeit ! Doch der 
politische Kampf muß auch im Knast organisiert werden. 

Manche von Euch fühlen sich von den Kameraden *Draußen” im Stich gelassen. Viele 
national-poilitische Gefangene klagen übe mangelnde Solidarität, sowohl von „Draußen“, 
als auch von „Drinnen“. 

Auch politische Solidarität muß organisiert werden. Genau wie der staatliche 
Verfolgungsdruck auf unsere Kameraden “in Freiheit* wächst, so verstärkt sich auch die 
Bekämpfung von Nationalisten in den Knästen ! Seid Euch darüber klar: In einem 
Systemknast befindet Ihr Euch in Feindeshand. In jedem Knast kommt es zu offenen und 
verdeckten Schikanen gegen national-politische Gefangene. Hier hilft nur Widerstand ! 


1. Gründung von Knastkameradschaften (KKS) 

In manchen Knästen ist es einfacher Gleichgesinnte zu finden, in manchen schwerer. 
Die Anstaltsleitungen versuchen durch räumliche Trennung die Kontaktaufnahme zu 
behindern. Manche „Nationalisten habe keine Lust auf Politik im Knast‘. Daher arbeitet nur 
mit motivierten Kamerden und Kameradinnen zusammen. 


Freistunde usw.). Verbringt diese Treffen nicht nur mit Kaffeetrinken, sondern führt 
politische Gespräche, tauscht Erfahrungen und betreibt politische und rechtliche 
Schulungen. Sollte es momentan keine Möglichkeit zur Gründung einer knasteigenen KKS 
geben, so arbeitetvorerst allein. Bildet Euch politisch weiter ! Nehmt Kontakt zu 
Kameraden in anderen Knästen auf ! 


2. Organisierung von Solidarität 


Viele inhaftierte Kameraden klagen über mangelnde Solidarität. Meistens geht es nicht 
so sehr um materielle Unterstützung, sondern um moralische. Diese Kameraden fühlen 
sich vergessen und alleine gelassen. Materielle Unterstützung muß von „Draußen“ 
erfolgen, moralische Solidarität kann auch von Kameraden „Drinnen“ geleistet werden. 
Vermittelt Briefkontakte für Kameraden, die alleine gelassen wurden ! Organisiert den 
Erhalt von Besuchen, Paketen usw. für diese Leute ! 


3. Nationaler Widerstand 


Kämpft gegen Schikanen an ! Jeder von Euch kennt die staatlichen Erniedrigungen wie 
z.B. Post- und Pressezensur, Kontaktsperren und Besuchsverbote. Wehrt Euch dagegen ! 
Ihr könnt im Knast mit Beschwerden dagagen vorgehen. Aber das ist zu wenig ! Das Volk 
(die Öffentlichkeit) muß davon erfahren ! Jede einzele Schikane, mag sie Euch auch noch 
so lächerlich vorkommen, muß, zusammen mit den verantwortlichen Schreibtischtätern, 
öffentlich gemacht werden. 

Bei groben Schikanen müssen Protestaktionen (drinnen und draußen) organisiert werden. 
Das Aufdecken von staatlichen Schikanen gegen national-politische Gefangene ist unsere 
stärkste propagandistische Waffe ! 


Wir, die Unterzeichner, stellen keinen Verein oder eine Organisation dar. Wir haben 
erkannt, daß zu wenig von unserer Seite (Gefangene) getan wird, um wirkungsvoll auf 
unsere Probleme aufmerksam zu machen. Der erste Schritt muß von uns politischen 
Gefangenen erfolgen ! 

Wir müssen in die Offensive gehen. Wir müssen intelligenten, nationalen Widerstand in 
den Knästen leisten. 

Drinnen und „Draußen“ eine Front ! 

Wer konstruktiv zur Organisierung (kein Verein) der gefangenen Kameraden beitragen 
will, wende sich an eine der abgedruckten Anschriften. Dieser Rundbrief ist als erster 
Schritt gedacht, um Kontakte zu knüpfen. 


Kontakt: 
Axel Schoppmann Masurenstr.28, 42899 Remscheid JVA 
Maik Fischer Anton-Saefkow Allee 22, 14772 Brandenburg JVA 


Sascha Hempfling JVA Brandenburg 
Mike Danowski JVA Brandenburg 


Trauermarsch für Sandro Weilkes 


Der JN - Bundesvorstand gibt bekannt: 


„Anläßlich der feigen Ermordung des jungen Kameraden Sandro im thüringischen 
Neuhaus am 6. Mai führten die Jungen Nationaldemokraten am 20. Mai in Coburg einen 
Trauermarsch unter dem Motto „Kein Vergeben - kein Vergessen“ zum Gedenken an den 
ermordeten Kameraden durch. Nach zunächst willkürlichen Verboten mit unglaublichen 
Begründungen durch die Städte Neuhaus und Coburg, sowie der Bestätigung durch das 
Verwaltungsgericht Bayreuth hob der Bayrische Verwaltungsgerichtshof erst in der Nacht 
zum Sonnabend gegen 1.30 Uhr die Entscheidung auf und genehmigte somit den 
Aufmarsch nationaler Bürger. 


Ohnmächtig vor Wut über das offensichtlich noch gesunde Rechtsempfinden der Richter 
am VGH ließ die vom bayrischen Innenminister Beckstein gegen nationale Polizisten 
aufgehetzte Polizei keine Möglichkeit repressiver Maßnahmen außer Acht. So wurden z.B. 
die Insassen eines Braunschweiger Busses auf Grund des höchst besorgniserregenden 
Tatbestandes des Mitführens einer Flasche Motoröl und eines Benzinkanisters in 
Polizeigewahrsam genommen, da die Gefahr des bauens eines Molotow-Coctails 
bestünde. Erst nach einer umfassenden ED-Behandlung und einem inzwischen 
offensichtlich üblich gewordenen Ganzkörper-Strip wurden die Kameraden wieder 
freigelassen. Viele andere Nationalisten konnten ebenfalls von umfassenden 
Polizeischikanen und Straßensperren ein Lied singen und trafen auf Grund dieser 
Behinderungsaktionen erst nach Veranstaltungsende bzw. gar nicht mehr ein. Trotz des 
wieder einmal offen dokumentierten staatlichen Terrors gegen deutsche Nationalisten 
konnten sich immerhin 130 nationale Aktivisten in Coburg versammeln, um im 
entsprechend würdigen Rahmen um den Kameraden Sandro zu trauern. Hauptredner der 
Abschlußkundgebung war der stellvertretende NPD-Landesvorsitzende von Bayern, Ralf 
Ollet. Für den JN-Bundesvorstand hielt Axel-Michaelis eine Trauerrede mit 
anschließender Gedenkminute. Auch ein Vertreter des Thüringer Heimatschutzes kam zu 
Wort, der der JN für ihre Organisation der Demo dankte und die Teilnehmer bereits für 
das kommende Jahr zum Trauermarsch anläßlich des 1. Todestages nach Neuhaus 
einlud. 


Wieder einmal ist es dem nationalen Widerstand gelungen, gegen den Willen 
staatstragender Organe öffentlich Flagge zu zeigen und ein deutliches Zeichen gegen 
Terror und Gewalt gegen deutsche Nationalisten zu setzen. Wir danken dem Bayrischen 
VGH für seine rechtsstaatliche Entscheidung, die richtungsweisenden Charakter für 
künftige öffentliche Veranstaltungen nationaler Parteien in Bayern haben dürfte“. 


für national eingestellte Bürger bestehen, auf ihre Belange aufmerksam zu machen. Das 
Verbot eines Trauermarsches für einen ermordeten Jugendlichen hat dies wieder deutlich 
gezeigt. Verschiedene Kameraden aus Neuhaus - auch der Anmelder der Demo - wurden 
einige Tage vorher in Gewahrsam genommen, denn „sie hätten ja das Verbot umgehen 
können‘. 

Die Leiche von Kamerad Sandro wurde übrigens von der Polizei beschlagnahmt um 
angeblich eine genaue Obduktion durchführen zu können. Am Mittwoch nach dem Mord 
und drei Tage vor dem geplanten Trauermarsch erhielten seine Eltern gegen Mitternacht 
einen Anruf von der Kripo, die ihnen mitteilte : „Wenn Sie bei der Beerdigung Ihres Sohnes 
dabeisein wollen, müssen sie sich in den nächsten 30 Minuten auf den Friedhof einfinden“. 
Dabei wurde sich auf ein altes DDR-Gesetz bezogen, daß eine sogenannte 
„Zwangsbeerdigung‘ möglich macht. Auch bei seiner Beisetzung wollte man also seinen 
Freunden und Kameraden die Möglichkeit nehmen, ihrer Trauer Ausdruck zu geben. An 
dieser Stelle erübrigt sich jeder weitere Kommentar. 

Die Anwort auf solche Methoden kann nur lauten: 


Widerstand, Widerstand, Widerstand ! 
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Terror als Kampfmittel ? 


Im nachfolgenden soll der Frage nachgegangen werden, ob Terror als 
politisches Kampfmittel sinnvoll ist. 
Der Begriff Terror ist fest mit dem Stichwort RAF verknüpft. Hat der 
jahrelange bewaffnete Kampf der RAF gegen das BRD-System etwas 
bewirkt ? Die Antwort lautet klar: Ja, aber in entgegengesetzter Richtung ! 
Durch tatsächliche und angebliche RAF-Aktionen wurden dem Staat die 
Begründungen für strengere Vorschriften, härtere Gesetze und die 
Aufrüstung des Polizeiapparates geliefert. Der Grund: „Gefahr der BRD 
durch RAF-Terrorismus“ erschien dem einfachen Volksgenossen 
einleuchtend und annehmbar für weitergehende Maßnahmen seitens des 
Staates. 


Ist es daher sinnvoll, die Spitzen des Staates mit Gwalt anzugreifen ? Stellt diese 
politische Kampfform überhaupt „richtigen“ Terror dar ? Jeder Politiker, Wirtschaftsführer, 
Manager der BRD weiß, daß er Feinde hat und daher ständig der Möglichkeit, Ziel eines 
Anschlages zu werden, ausgesetzt ist. Für diese Personen gehört die Gefahr für Leib und 
Leben zum Alltag, ist also Berufsrisiko. Die Habgier, das Geld und die vermeintliche Macht 
sind für viele Menschen Anreiz genug, um sich auch durch mögliche Anschläge nicht von 
einer Laufbahn in der Spitze des Staates abhalten zu lassen. Die physische Vernichtung 
eines Systemlings bewirkt lediglich das Nachrücken eines weiteren Abkassierers. Nichts 
ist gewonnen, höchtens ein wenig Unruhe gestiftet. Dem einfachen Volksgenossen ist das 
gewaltsame Ableben eines Staatsvertreters ziemlich gleichgültig. Für wenige Tage ist eine 
solche Aktion ein paar Schlagzeilen und Sondersendungen wert, dann kehrt wieder Ruhe 
ein. Da die Führungsspitze der BRD um ihre Unbeliebtheit weiß, stellt die Gefahr von 
Anschlägen keinen Terror im Sinne der Verbreitung von Angst und Schrecken für diesen 
Personenkreis dar ! „Richtiger“ Terror sieht anders aus. Sprengstoffanschläge auf 
Kindergärten, Vergiftung von Trinkwasser, oder, wie in Tokio geschehen, 
Giftgasanschläge auf öffentliche Verkehrsmittel bewirken Panik, Angst und Schrecken. Zu 
jeder Zeit an jedem Ort können unschuldige Menschen Opfer hinterhältiger Anschläge 
werden. Das ist blankes Entsetzen, eben wahrer Terror. Doch man erkennt gleich: 
„Richtiger“ Terror bedeutet die Tötung unschuldiger Menschen und Krieg gegen das Volk. 
Durch solche Wahnsinnstaten zieht man den Haß der einfachen Volksgenossen auf sich 
und schadet den eigenen Zielen. Auch Gewalttaten gegen Ausländer fallen in die Sparte 
„sinnlose Chaosaktionen“, da sie die hinter den sichtbaren Auswirkungen verfehlter Politik 
stehenden Probleme nicht lösen und im schlimmsten Fall einen unerwünschten 
Solidarisierungseffekt von Teilen des Volkes mit den „Opfern faschistischer Gewalt‘ 
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im Notfall als letztes Mittel der Verteidigung anwenden ! 


Es ist also klar, daß weder der Ober- noch der Unterbau dieser BRD-Gesellschaft 

sinnvolle Anschlagsziele abgeben. Es bleibt aber noch der riesige Mittelbau. Hier sitzen 
die wichtigen Bindeglieder zwischen Oben und Unten, hier werden Schicksale gemacht. 
Der aufgeblähte Mittelbau des BRD-Systems beinhaltet die Handlanger der Macht. Sie 
sitzen in Justiz, Wirtschaft, Politik, Polizei, Presse, - eben an allen wichtigen Schaltstellen. 
Dieser Personenkreis ist so umfangreich, daß der Staat nicht jeden einzelnen Mitarbeiter 
schützen kann. Auch ist die Besoldung der Zielgruppe nicht so üppig, so daß intensive 
Beeinflußung schon Wirkung zeigen könnte. Allerdings ist eine direkte Einflußnahme zeit- 
und arbeitsaufwendig. Außerdem sind die meisten dieser Personen in die sogenannte 
Gesellschaft eingebunden, daher könnten Anschläge auf diesen Personenkreis ebenfalls 
einen unerwünschten Solidarisierungseffekt auslösen frei nach dem Motto: „Er war zwar 
korrupt, aber um die nette Frau und die süßen Kinder tut es mir leid“. Fazit: Terror ist als 
politische Kampfform nicht zweckmäßig. Grundlegende Veränderungen werden nur durch 
einen Bewußtseinswandel in großen Teilen des Volkes erreicht. Dem einfachen 
Volksgenossen muß klar gemacht werden, daß der Weg des Materialismus, Egoismus 
und Kapitalismus falsch ist. Hoher Konsumstandart bedeutet nicht hohen Lebensstandart 
im Sinne von hoher Lebensqualität. Überzeugende Einzelgespräche sind gefragt. Dieses 
setzt Einsatz, Wissen und Lernbereitschaft voraus. Ein langer und mühevoller weg liegt 
vor uns. Auch mit Hilfe des Schneeballsystems wird es Jahre dauern, bis erste 
Auswirkungen unserer Überzeugungsarbeit sichtbar werden. 
Das Ziel lautet: Totale Zerstörung des Bundeskonsumsystems. Verweigert Euch diesem 
System ! Zeigt den Volksgenossen, sofern sie es nicht selber merken, von welchen 
miesen Typen sie/wir umgeben sind ! Klärt das Volk über verbrecherische 
Machenschaften in Politik und Wirtschaft auf ! Zerrt die Systemlinge und ihre üblen 
Methoden an das Licht der öffentlichkeit ! Nennt die Feinde des Volkes beim Namen ! 
Der Alltag muß für diese Schreibtischtäter zum Alptraum werden. Nicht durch Gewalt, 
sondern durch Ablehnung, Verweigerung, Aufklärung, Agitation... 


Legaler, phantasievoller Widerstand - täglich, hier und jetzt ! 
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Deutscher Sozialismus - Teil 2 


Um dies zu erreichen, tritt der Deutsche Sozialismus für die Einrichtung 
eines sogenannten Erblehens ein. Jedem Volksgenossen muß die 
Möglichkeit gegeben werden, zu Besitz zu kommen. Denn nur Besitz 
verleiht jene Unabhängigkeit des Denkens und der Entwicklung, 
Ausprägung und Schöpferkraft und Erprobung des 
Verantwortungsgefühls, das die wahre und eigentliche Befriedigung des 
deutschen Menschen ausmacht. So entstehen zwei einander scheinbar 
widerstreitende Forderungen: 


1. Kein Deutscher soll mehr Privateigentum an Grund und Boden, Bodenschätzen und 
Produktionsmitteln haben; 

2. Jeder Deutsche soll Besitz an Grund und Boden , Bodenschätzen und 
Produktionsmitteln haben. 


Die Einführung des Erblehens ist hier die Lösung. 

Die Nation, die Volksgemeinschaft, ist alleiniger Eigentümer von Grund und Boden, deren 
Bewirtschaftung aber dem einzelnen deutschen Volksgenossen nach Fähigkeit und 
Würdigkeit im Erblehen übertragen wird. Zum besseren Verständnis ist der Unterschied 
zwischen den Begriffen „Besitz“ und „Eigentum“ herauszuarbeiten. 

Eigentum über eine Sache haben heißt, mit dieser Sache nach Belieben umgehen zu 
können, sie verkaufen, beschädigen, vernichten zu dürfen. Besitz an einer Sache haben 
heißt, sie zu verwalten, ihr Nutznießer zu sein, sie betreuen und bewirtschaften, dies alles 
jedoch im Auftrag eines Anderen, nämlich des Eigentümers. 


Die Gemeinschaft, die Nation, wird im deutschen Sozialismus Eigentümer der 
Volkswirtschaft sein. Aber die Nation betreibt die Wirtschaft nicht selbst, sondern gibt sie 
an befähigte Volksgenossen oder Gruppen ab. Die Lösung des Erblehens ist der 
Kernpunkt des Deutschen Sozialismus. Nur das Erblehen ermöglichst jene Vermählung 
von Allgemeinwohl und Privatnutzen, die ebenso der Forderung nach einer sozialistischen 
Wirtschaftsordnung entspricht, wie der Unverrückbarkeit der menschlichen Natur. Der 
östliche Staatssozialismus, in dem die Betriebsführung durch den Staat oder Organe des 
Staates vertreten wurde, mußte letztendlich sein Versagen eingestehen. Anders als der 
östliche Industrie-Landarbeiter, der keinen oder nur noch wenig Bezug zu seiner Scholle 
hatte, dem es im Grunde egal war, ob die Ernte gut oder schlecht ausfällt, denn seinen 
Lohn bekommt er sowieso, hat der deutsche Bauer im Deutschen Sozialismus die 
Möglichkeit, sich auf seinem Boden zu verwirklichen. Durch eine engere Verbundenheit 
mit seinem Boden wird er bemüht sein, den Ertrag zu steigern, was ihm und der 
Volksgemeinschaft zugute kommt. 
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Gesundheit des Volkes millionenfach wichtiger ist, tausend selbstständige Bauern zu 
haben, als tausend staatliche Landarbeiter. Ziel ist es, die Zahl der wirtschaftlich 
selbstständigen Existenzen so hochzuschrauben, wie Volksgenossen mit dem Willen zur 
Selbstständigkeit überhaupt vorhanden sind, sei es im Einzel- oder 
Genossenschaftsbesitz. 

Während aber in der Landwirtschaft die Arbeit vorwiegend auf den Schultern eines 
Einzelnen und seiner Angehörigen ruht, so verhält es sich bei Industrie und Großbetrieben 
ganz anders. Dort stützt sich die Arbeit auf ein Zusammenwirken von Werkführer und 
Belegschaft. 


Für die Freiheit und Selbstständigkeit einer Volkswirtschaft sind wirtschaftliche Autarkie 

und Außenhandelsmonopol des Staates Vorbedingung. Dadurch gewinnt der Staat 
maßgebenden Einfluß auf die Versorgung der Industrie mit Rohstoffen, und er muß in der 
Lage sein, diesem Einfluß im Sinne einer Bedarfswirtschaft Geltung zu verschaffen. 
Darum tritt zu dem unmittelbar an dem Betrieb Beteiligten als Dritter der Vertreter der 
Volksgemeinschaft, so daß in einem Industriebetrieb zusammengeschlossen sind: 
Werkführer, Belegschaft und Staat bilden eine Fabrikgenossenschaft. 
Ebenso wie in der Landwirtschaft behält auch hier die Nation das aleinige Eigentumsrecht. 
Nur vergibt die Nation das Werk durch zuständige Berufsräte an einen Werkführer, der 
fähig und gewillt ist. Die Abgaben an den Staat werden ähnlich einem Zehnten festgesetzt. 
Der übrige Überschuß wird auf Werkführer und Belegschaft verteilt. Der Werkführer 
bezieht sein Einkommen aus seinem Anteil an Besitz und Gewinn, so daß er in seiner 
wirtschaftlichen Stellung auf Gedeih und Verderb dem Betrieb verbunden ist. Er muß seine 
Arbeitskraft und Fähigkeit voll einsetzen, um sich zu behaupten. Deshalb muß sein Anteil 
verhältnismäßig hoch sein. Jeder Angehörige der Belegschaft zieht aufgrund der 
Besitzanteile aus dem Betrieb einen Gewinn, dazu kommt der - seiner Leistung 
entsprechende - Lohn. Beide bilden die Grundlage seiner wirtschaftlichen 
Selbstbehauptung. 


Es ist klar, daß diese Ausführungen nicht auf alle Fragen eine Antwort geben, was den 
Deutschen Sozialismus betrifft, doch sie geben einen Einblick in die Hauptforderungen 
und sie geben sicherlich Anregung zu Diskussionen, außerdem sind sie eine 
Argumentationshilfe. Gerade die Frage nach dem „und was kommt dann ?“, die immer 
wieder vernachlässigt wird, fällt uns Nationalen schwer. Das wir als sozialrevolutionäre 
Nationalisten schon heute im Kleinen mit gutem Beispiel vorangehen müssen, ist 
selbstverständlich. Erteilen wir diesem menschenfeindlichen kapitalistischen System eine 
rigorose Absage. Beweisen wir durch Einfachheit unserer Lebenshaltung und durch totalen 
Einsatz für unser Volk, daß wir die Antworten auf die Fragen nach dem Kommenden in 
unseren Herzen und Köpfen tragen, daß wir mit unserem Verhalten und durch unsere 
Taten den Weg in eine bessere Zukunft weisen. 


Was uns aber in erster Linie zu Sozialisten macht, ist natürlich nicht der Gedanke an 


bestimmte Wirtschaftsformen, sondern die Erkenntnis einer tiefen, inneren Gerechtigkeit 
und einer zwingenden äußeren Notwendigkeit ! 
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Sonnenwendfeier 
auf Burg Hohenstein 


Am 24. Juni führten autonome Gruppen und die JN eine 
Sonnenwendfeier auf der Burgruine Hohenstein bei Nordhausen in 
Thüringen durch. Mit ca. 150 Teilnehmern verlief das Programm fast 
planmäßig ab und endete gegen Mitternacht. Die Hälfte der Kamerdinnen 
Und Kameraden war schon wieder abgereist, als gegen 1.30 Uhr die 
Polizei in brutalster Weise die Burgruine stürmte und alle Verbliebenen 
festnahm. 


Bei der Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung bzw. Folgen dieses Treffens 
konnten wir wieder einiges an Erfahrungen sammeln und ich möchte hier auf einige 
Punkte, von denen ich meine, daß sie von allgemeinem Interesse sind, eingehen. 


1. Vorbereitung 


Geplant war eine gemeinsame Veranstaltung von autonomen Gruppen und der JN, wobei 
mit einer Teilnehmerzahl von ca. 150 Leuten gerechnet wurde. Wir hatten uns folgende 
Ziele gesetzt: 


- Das Datum der Feier, der 24. Juni, stand unverrückbar fest, d.h. das Treffen mußte an 
diesem Termin durchgeführt werden und zwar erfolgreich; 


- Es sollte ein etwas anspruchsvolleres, kulturelles Programm gestaltet werden, als es 
normalerweise üblich ist, gerade auch im Hinblick auf viele mitteldeutsche Kameraden; 


- Der Veranstaltungsort sollte von geographischer Lage, Atmosphäre und Größe den 
Anforderungen gerecht werden; 


- Die Mobilisierung und Anreise sollte weitgehend konspirativ erfolgen. 


Hier läßt sich feststellen, daß fast alles erreicht worden ist. Das Programm setzte sich 
zusammen aus.einer politischen Rede, Volkstanz, der eigentlichen Feierstunde, Infostand, 
Speis und Trank, Liedermacher und Gesang. Die Burgruine liegt in einer wunderschönen 
Gegend und ist auch noch relativ gut erhalten. Es stellte sich hier die Frage, ob wir die 
Feier anmelden sollten oder nicht. Hätten wir es getan, selbst unter einem unverfänglichen 
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Namen, bestand die Möglichkeit eines Verbotes. Selbst wenn es genehmigt worden wäre, 
hätte es sicher Kontrollgänge durch Beamte oder sogar Polizei gegeben. Spätestens dann 
wären wir „aufgepflogen“ und bei den Verhältnissen in Thüringen mußten wir in diesem 
Fall mit einer Räumung, wenn nicht sogar mit Festnahmen rechnen. So ist es dann ja 
auch gekommen. Also entschlossen wir uns, die ganze Sache nicht anzumelden, so daß 
immerhin noch die Möglichkeit bestand, daß wir nicht oder zu spät entdeckt werden 
würden. 


Die Einladungen wurden nur an ca. 15 Gruppenführer verschickt mit der Maßgabe, diese 
nicht andere Personen weiterzugeben, sondern nur mündlich an bekannte Kameraden 
weiterzugeben. Es wurde auch keine Anlaufstelle angegeben, sondern nur ein weitläufiger 
Veranstaltungsraum. Hier wählte ich bewußt eine ganz andere Gegend in einem anderen 
Bundesland, die etwa 150 km vom tatsächlichen Ort entfernt liegt. Die Mobilisierung der 
Polizei mußte also an einem ganz anderen Ort erfolgen, wenn tatsächlich eine Einladung 
in falsche Hände gekommen wäre. Wer von den angeschriebenen Kameraden teilnehmen 
wollte, mußte sich mit der Anzahl der Begleiter anmelden, nur dann erhielt er kurzfristig 
eine Anlaufstelle mitgeteilt, die außer dem Ort und Uhrzeit keine weiteren Hinweise 
enthielt. Es wurden 2 Anlaufstellen aus geographischen Gründen festgelegt, wobei die 
Teilnehmer, die aus dem Süden anreisten auch nur den südlichen Treffpunkt erhielten und 
die aus dem Norden nur den nördlichen erhielten. Sollte also wirklich eine dieser 
Mitteilungen in die Hände des Gegners fallen, mußte er erstmal davon ausgehen, daß nur 
diese eine Anlaufstelle existiert und nur diese konnte er dann überwachen. Da aber alle 
beiden Anlaufstellen über Funktelephon in Verbindung standen, war eine rechtzeitige 
Warnung möglich. Für ähnliche Veranstaltungen mit größerer Teilnehmerzahl solite 
grundsätzlich so vorgegangen werden, daß für jeweils ca. 30 Personen eine eigene 
Anlaufstelle eingerichtet wird, damit immer möglichst wenig Kameraden in eine Kontrolle 
bzw. Festnahme geraten. Eine andere, möglicherweise noch sichere Methode ist die 
Organisierung der Anreise nur über Telephon, wobei der Veranstaltungsort immer mehr 
eingegrenzt wird und die Gruppenführer alle 15 - 30 Minuten die Leitung anrufen müssen 
um die nächste Anlaufstelle zu erfahren. Das wurde sehr erfolgreich am 19. August in 
Schneverdingen praktiziert, wo sich ca. 250 Nationalisten zu einem unangemeldeten 
Gedenkmarsch für Rudolf Heß formiert hatten. 


2. Durchführung 


Die Durchführung klappte weitgehend reibungslos. Es war den Gegner nichts bekannt 
geworden. Die Teilnehmer wurden zu einem Parkplatz unterhalb der Burgruine geschickt, 
wo die PKWs abgestellt und die Kameraden ohne Aufenthalt ca. 1,5 km zur Burgruine 
laufen sollten, um auf dem Parkplatz größere, verdächtige Ansammlungen zu vermeiden. 
Das klappte leider nicht, was zwei Ursachen hatte: | 


1. Der Parkplatzposten befolgte nicht die Anweisungen der Organisatoren und 


2. etliche Teilnehmer waren durch teilweise Uniformierung für Außenstehende als „Nazis“ 
zu erkennen. 
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Parkplatz, was zur Folge hatte, daß Wanderer bzw. Anwohner die Polizei anriefen. Wir 
müssen davon ausgehen, daß die Polizei zumindest erst erheblich später informiert 
worden wäre, wenn sofort alle Leute auf die Burgruine gegangen wären, wo sich zu dem 
Zeitpunkt gegen 19 Uhr keine anderen Personen aufhielten. Auch die Uniformierung hat 
natürlich zur „Unruhe“ bei einigen Bürgern beigetragen. In der Einladung wurde ein ziviles 
Anreisen gefordert mit dem Hinweis, daß man sich auf der Ruine umziehen könnte. Es ist 
auch hier wieder deutlich geworden, daß viele Kameraden nicht oder nur sehr mangelhaft 
in der Lage sind, Fehler während einer Aktion zu erkennen und diese sofort zu korrigieren. 
Viele scheinen sich auch gar nicht darüber im Klaren zu sein, welche Folgen für sie und 
andere Kameraden entstehen können, wenn sie sich nicht der Situation entsprechend 
verhalten bzw. es scheint einigen sogar ziemlich gleichgültig zu sein. 

Es muß aber allen politischen Aktivisten klar sein, daß der stark zunehmende 
Verfolgungsdruck gerade auch in den neuen Bundesländern uns ja förmlich zwingt, eigene 
Aktionen immer genauer, konspirativer und disziplinierter zu planen und durchzuführen, 
um einen erfolgreichen Ablauf zu gewährleisten. Daß wir uns dabei längst nicht mehr auf 
Recht und Gesetz verlassen können - und zwar in keinster Weise mehr - haben die letzten 
zwei Monate in Sachsen und Thüringen mit Hunderten von willkürlichen Festnahmen und 
Ingewahrsamnahmen gezeigt. Somit wird auch zwangsläufig der Spielraum, den der 
verantwortliche Leiter einer Aktion oder Gruppenführer einer Kameradschaft seinen Leuten 
hinsichtlich Disziplin und äußerem Erscheinungsbild gewähren kann, immer kleiner. Wer 
von Außenstehenden z.B. bei einer konspirativ geplanten Aktion als „Rechter“ aufgrund 
von Kleidung, Verhalten o.ä. identifiziert werden kann, gefährdet nicht nur sich und 
andere, sondern die gesamte Durchführung der Aktion. Er muß deshalb von den 
Verantwortlichen rechtzeitig ausgesondert oder gar nicht erst als Teilnehmer kontaktiert 
werden. 


Der Beginn des Programms hat sich aufgrund der Verzögerungen am Parkplatz etwas 
verschoben, doch es lief dann alles wie geplant ab. Gegen 20 Uhr bekamen wir Besuch 
von dem verantwortlichen „Betreuer“ der Burgruine, einem Herrn vom Landratsamt. Er war 
etwas nervös, als er uns sah, hatte aber immerhin den Mut und die Offenheit sich ein Bild 
zu machen und uns zu fragen, was ablaufen soll. Er sagte dann, daß er nichts gegen 
unsere Anwesenheit hat, wenn wir nichts beschädigen und die PKWs runterfahren würden. 
Das geschah so. Der Platz wurde am Sonntag Vormittag aufgeräumt und so verlassen, 
wie wir ihn vorfanden. 


Nach der beeindruckenden Feierstunde standen und saßen wir noch in gemütlicher 
Runde bei Bier, Wein (!) und Gegrilltem beisammen, ein Kamerad begleitete unseren 
Gesang auf einer Gitarre und stimmte auch eigene Lieder an. Unser Sicherheitsfahrzeug 
meldete uns regelmäßig über Funk die Lage unten im Ort. Nachdem sich die Polizei 
gegen Mitternacht vom Parkplatz zurückgezogen hatte und selbst in dem kleinen Örtchen 
Neustadt nichts mehr zu sehen war, glaubten wir, von dieser Seite nichts mehr befürchten 
zu müssen. Das war ein Irrtum ! 1.20 Uhr kam die Meldung, daß Polizeikräfte sich auf 
dem Weg zur Burgruine befänden. Da wir nichts weiter befürchteten und ein organisierter 
Rückzug in der Dunkelheit ohnehin nicht mehr möglich war, harrten wir der Dinge, die da 
kommen sollten. Und sie kamen ! Auf dem Burgplatz angelangt bildete die Polizei in voller 
Ausrüstung eine Kette, mit Hunden usw. und rückten auf uns zu. Wir standen indessen 
weiter beim Bier und wollten den Ernst der Lage wohl gar nicht wahrhaben, bis sich 
schließlich doch einige von uns unterhakten und ebenfalls eine Kette bildeten. 


17 


entgegengeschleudert. Die folgenden 15 Minuten liefen schnell ab: Die Polizei knüppelte 
drauf los und legte allen in brutalster Weise sogen. Kabelbinder an. Einige Kameraden 
wurden willkürlich getreten und geschlagen. Es gab zwei Kopf-, eine Fußverletzung, 
etliche Prellungen usw. bei uns. Die Verletzten wurden nicht behandelt. Ca. 2 Stunden 
lagen wir so, bis sie Wagen zum Abtransport organisiert hatten. Die Beleidigungen und 
Beschimpfungen in der Zeit seitens einiger Polizisten lassen sich nicht zählen. Es gab sich 
kein Einsatzleiter zu erkennen, wir wurden nicht zum Verlassen des Platzes o.ä. 
aufgefordert, die Polizisten nannten auf Verlangen keine Namen usw. Mir wurde ein Film, 
den ich von den Vorfällen schoß, weggenommen. Es fiel mir auf, daß ein Teil der 
Beamten sehr jung war, 18 oder 19 Jahre höchstens; sie waren sehr unsicher in ihrem 
Auftreten. Es waren etliche junge Frauen dabei. Offenbar war die Leitung völlig überrascht 
und hatte alles zusammengekratzt was Beine hatte. Die „Dreckarbeit‘ machten die 
Greiftrupps. Ich fragte eine junge Polizistin, warum sie das hier alles machen. Antwort: 
„Wir machen unseren Job“. Auf meine Frage, ob sie uns auf Befehl für diesen „Job“ auch 
erschießen würden, bekam ich keine Antwort. 

Wir wurden dann auf die Polizeiinspektion Nordhausen gebracht, wo wir durchsucht und 
ab 9 Uhr nach und nach entlassen wurden. 


3. Nachbereitung und Folgen 


Uns wurde vorgeworfen, daß es sich um eine Veranstaltung der WJ gehandelt hätte, 
was aber am Sonntag Abend schon zurückgenommen wurde Noch am Vormittag 
bekamen wir aber die Erklärung für diese willkürliche Aktion, die keinerlei Sinn hatte: Der 
Einsatzleiter sagte einem Kameraden, daß gegen 00.30 Uhr der Innenminister von 
Thüringen, Richard Dewes, auf dem Polizeirevier angerufen und den Einsatz angeordnet 
hat, da die Polizei von ihrer Seite aus offenbar keine Veranlassung sah, einzugreifen. 

Alle Festgenommenen bekamen inzwischen Mitteilung über die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens wegen Hausfriedensbruch, da das Landratsamt Anzeige gestellt 
hatte, obwohl ein Mitarbeiter uns ausdrücklich eine Genehmigung gegeben hatte. 

Wir stellten mittlerweile gegen den Innenminister und gegen Wolfgang Ruske, 
Einsatzleiter und Polizeidirektor in Nordhausen, Anzeige wegen Freiheitsberaubung, 
Nötigung, Körperverletzung, Diebstahl u.a. 


Wir können festhalten, daß wir das Ziel des Treffens in jeder Beziehung erreicht haben: 
Organisatorisch, technisch und kameradschaftlich. Der Einsatz der Polizei wird folgendes 
bewirken bzw. hat folg. bewirkt: 


- Kosten für den Einsatz, 

- ein verlorenens Wochenende für ca. 100 Beamte; 

- Anzeigen gegen die Beamten, d.h.zusätzliche Arbeit, Streß usw. für sie u.U. sogar 
Verurteilungen und Schadenersatz; 

- Solidarisierung der betroffenen Gruppen; 

- neuen Haß auf das System und die Einsicht in die Notwendigkeit verstärkten 
Widerstandes. 


Ich denke, dies sind einige Stunden Gewahrsam wert. 
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daß eine Abschreckung entweder gar nicht oder kaum eingetreten ist. Dort wo es der Fall 
war, hat es immer nur kurzfristige Wirkung, einige Wochen vielleicht, bis sich alles wieder 
„beruhigt“ hat. Entscheidend aber ist, daß solche Aktionen des Systems ja niemals einen 
jungen Menschen von der angeblichen „Falschheit‘ seiner Handlung oder gar seiner 
politischen Einstellung „überzeugen“ können, ganz im Gegenteil: Sie wird dadurch bestärkt 
! Und jeder der Betroffenen ist ja ein Multiplikator des Geschehenen. Wir können also 
gewiß sein, daß jede dieser diktatorischen Maßnahmen des Staates bzw. der Länder, 
letztendlich immer ein „Sieg“ für die nationale Opposition darstellt, auch wenn hier der 
Erfolg nicht direkt und sofort meßbar ist. 

Auch 1989 war ein so schneller Zusammenburch der DDR nicht erkennbar, doch da der 
Staat von den Menschen und auch den meisten Staatsdienern längst nicht mehr getragen 
wurde, kam das Ende doch ganz plötzlich. Ähnlich wird es wieder passieren. 

Wir können sicher sein: Es brodelt überall, die Unzufriedenheit mit diesem korrupten, 
volksfeindlichen System wächst jeden Tag in allen Schichten des Volkes auch ohne das 
wir viel dazu beizutragen brauchen. Wir aber müssen weiter unermüdlich arbeiten: an 
uns, an anderen, an Logistik und Organisation ! 


Der Erfolg wird nicht ausbleiben ! 
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Ausnahmezustand in Thüringen 


In Thüringen herrscht offenbar ständiger Ausnahmezustand. 

1994 tat sich das Bundesland mit der Verhinderung von Aktionen zum 
Gedenken an Rudolf Heß hervor, indem das gesamte Land „abgesperrt“ 
wurde, einschließlich der Autobahnen mit stundenlangen Kontrollen. 
Dieses Jahr nahmen die Verbrechen weiter zu. Im Mai wurde z.B. ein 
Trauermarsch für einen ermordeten Kameraden in Neuhaus verboten und 
die führenden Kameraden vor Ort in Gewahrsam genommen. Es folgte 
der willküriche Einsatz auf Burg Hohenstein gegen eine 
Sonnenwendfeier. 


Für den 5.8. meldete ich in Nordhausen eine Demonstration unter dem Motto „Gegen 
staatliche Willkür - für Meinungs- und Versammlungsfreiheit“ an, die natürlich verboten 
wurde. Gründe waren keine vorhanden, also erfand man welche bzw. log einfach in der 
schriftlichen „Begründung“. Es wäre müßig, an dieser Stelle darauf länger einzugehen. 
Wen die Verbotsverfügung (8 Seiten) interessiert, kann sie bei mir anfordern. Nur so viel: 
Neuerdings werden Broschüren von Antifa und Bündnis 90/Grüne über uns herangezogen. 
Dort werden Zitate über einzelne Leute entnommen und praktisch als Fakten hingestellt, 
mit denen dann wieder das Verbot begründet wird. So war es in diesem Fall. 


Da es ja völlig unsinnig ist, eine verbotene Veranstaltung durchzuführen, da wir schon 
bei genehmigten Demonstrationen mit Schikanen und Festnahmen rechnen müßen, habe 
ich auch gar nicht eingeladen. Trotzdem wollten wir mit 6 Kameraden am Sonnabend 
nach Nordhausen fahren, um uns von den Maßnahmen der Polizei zu überzeugen und 
dabei noch das Altstadtfest zu besuchen. Der ganze Landkreis war abgesperrt und wir 
wurden festgenommen, obwohl bei uns nichts gefunden wurde, außer einigen 
Flugblättern, die mit der Demo gar nichts zu tun hatten. Gegen 22 Uhr entschied die 
Richterin: Ein Kamerad und ich bekamen 10 Tage Gewahrsam, die anderen bis Montag, 6 
Uhr. Selbst ein Anwalt konnte nichts erreichen. Am Mittwoch entschied das Landgericht 
ablehnend über unsere Beschwerde mit den verrücktesten Begründungen. Das 
Oberlandesgericht hatte bis zum 20.8. noch nicht entschieden, so daß wir bis zum 15., 6 
Uhr in Gewahrsam blieben. 

Der Schluß der Richterin wurde unter anderem mit dem Freiheitsentzugsgesetz begründet, 
was bisher in solchen Fällen nicht bekannt war. Mein Anwalt brachte es ans Tageslicht: 
Dieses Gesetz wurde 1956 für psychisch Kranke, Drogen- und Alkoholabhängige 
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aus dem Verkehr zu ziehen. 
Für den 19.8. meldete ich unter dem gleichen Motto eine Demo in Nordhausen an, die 
ebenfalls verboten wurde. 


Nun der Ordnung halber noch die Namen der Täter: 


Herr Nennmann, Tel. dienstl.: 03631/57373 Herr Becker, Tel. dienst. 03631/255 
(Landratsamt Nordhausen) 
Herr Uebner (Dezernent Finanz- und Ordnungsverwaltung) 


Diese Personen haben die Verbotsverfügungen unterschrieben bzw. die Verbote verfügt 
Richterin Ernst (Amtsgericht Nordhausen) verfügte den Gewahrsam 


Richterin Schmidt, Richter Luckhardt, Richter Harms (Landgericht Mühlhausen) wiesen 
unsere Beschwerde zurück. 


Zur Entlastung dieser Personen kann gesagt werden, daß sie sehr wahrscheinlich auf 
direkte oder indirekte Anweisung von „oben“ handelten, was nicht heißen soll, daß sie die 
Beschlüße nicht selber gutheißen. In jedem Fall sind sie sich als Juristen bzw. zuständige 
Sachbearbeiter über die Unrechtmäßigkeit ihrer Handlungen im Klaren. 


Während der 10 Tage, in denen ich auf drei verschiedenen Polizeirevieren in Gewahrsam 
war, konnte ich des öfteren mit Polizeibeamten, auch mit Leitenden, sprechen. Dabei 
machte ich folgende Feststellungen : 


1. Fast alle Polizisten sind völlig unpolitisch und kennen sich auch in der ‚rechten Szene“ 
nicht oder kaum aus; 

2. Fast alle Beamten haben ein ausgesprochen gering ausgebildetes Rechtsbewußtsein 
und kennen sich selbst mit landläufigen Gesetzen z.B. des Stgb und dem PAG nicht 
aus. Das Rechtsbewußtsein sinkt, umso jünger die Beamten sind; 

3. Die meisten sind gutwillig und glauben, nur ihren „Job“ machen zu müssen; 


Gerade die Jüngeren sind nicht mehr aus einem gewissen Idealismus heraus Polizist 
geworden, um Gesetz und Ordnung zu schützen, sondern hauptsächlich um einen „Job“ 
zu haben und um die Familie ernähren zu können. Einige sind auch besonders rauf- und 
abenteuerlustig, die werden dann zu den SEKs u.ä. geschickt. 

D. h. also, der Beamte wird noch so einiges mitmachen, was gegen die Gesetze verstößt, 
nur weil es ihm von einem (politischen) Vorgesetzten befohlen wird. Er wird die 
Unrechtmäßigkeit, die ihm vielleicht bewußt ist, so lange verdrängen, bis auch bei ihm 
eine Grenze erreicht ist, an der sich das Gewissen meldet. Das war vor 6 Jahren bei der 
VOPO so, als sich viele Beamte weigerten, Schießbefehlen zu folgen. Vielen Polizisten ist 
klar, daß sie zunehmend politisch motivierte Anordnungen ausführen und dadurch 
teilweise ihre eigentlichen Aufgaben vernachlässigen müssen. Ich konnte auch feststellen, 
daß Polizisten - vom Leiter bis zum einfachen Schupo - ähnlich politisch von oben agitiert 
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„Rechte“ nur potentielle Gewaltäter sind. Mit wurde z.B. von einem leitenden Beamten die 
ernsthafte Frage gestellt, ob wir etwas mit den Punkern in Hannover zu tun hätten ! 


Aus den Gesprächen mit der Polizei ist mir noch deutlicher geworden, daß einer unser 
Hauptagitationsschwerpunkte die untere und mittlere Ebene der Schutzpolizei sein muß. 
Hier haben wir schon viele Sympathisanten und hier herrscht eine große Unzufriedenheit 
gerade in Mitteldeutschland. Natürlich dürfen wir dabei nie vergessen, daß die Polizei als 
solches ersteinmal als Gegner zu betrachten ist, da sie im Dienst der Feinde des Volkes 
steht. und von diesen gegen uns eingesetzt wird. Doch wir müssen auch mittel- und 
langfristig denken und in der Beziehung stellt die Polizei einen wichtigeren Faktor dar, als 
alle anderen Institutionen, ja selbst als die Bundeswehr. 

Unsere Aufgabe lautet ganz konkret: Die Kluft zwischen den politischen Handlangern des 
Systems und der Polizei weiter zu vergrößern, die bestehende Unzufriedenheit durch 
Aufklärung über uns und unsere Ziele und die Verbrechen des Staates weiter zu schüren, 
Verbindungen zu einzelnen Beamten, die auf unserer Seite stehen, weiter auf- und 
auszubauen. In jedem Polizeirevier muß mindestens ein Sympathisant von uns sitzen der 
widerum weitere Kollegen zu einer Zelle vereint. Diese Beamten sind es ja letztendlich, die 
das Gesetz vertreten und ihre Kollegen auf die Unrechtmäßigkeit mancher Einsatze 
aufmerksam machen müssen. 

Hört Euch also um, wer in Eurem Bekannten-, Verwandten- oder Kameradenkreis bei der 
Polizei ist ! 

Versucht mit diesen Leuten zu sprechen, laßt Ihnen gezielt Material zukommen ! 

Klärt sie auf ! 


Steffen Hupka 
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Anmeldung einer Demonstration 


Es werden bei Anmeldungen von Demos u.ä. von Kameraden oft Angaben vergessen 
usw. Eine Anmeldung kostet nichts und ist nicht genehmigungspflichtig. Die jeweilige 
Behörde ist dafür in Zugzwang gesetzt, Gründe zu suchen, wenn sie den Aufzug verbieten 
will. Dies ist oft sehr aufschlußreich und hilft manchmal bei der Identifizierung der 
tatsächlichen Hintermänner. Es gibt auch manche Behörden, die sich ganz besonders 
über Anmeldungen freuen, da sie sich als ganz hervorragende Demokraten verstehen. 
Eine dieser Behörden ist das 


Landratsamt Nordhausen 
Postfach 121 

99722 Nordhausen 

Herr Nennmann 


Tel.: 03631/57373 
Ihr könnt Euch vertrauensvoll an Herrn Nennmann wenden. Er wird Euren Antrag 
garantiert gewissenhaft prüfen ! 


Im folgenden der Entwurf eines Formulares für eune Standartanmeldung: 
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Fernruf: 
Fernkopierer : 


An 


Betr.: Anmeldung einer Kundgebung/Demonstration 


Ort: Datum: Zeit: 
Veranstalter : 
Versammlunggsleiter : 
Stellvertreter : 
Thema : 
Teilnehmerzahl : 
Redner: 

Route: 


Ordner : je 25/50 / 75 / 100 Teilnehmer 1 Ordner 


Wir sind jederzeit zur Kooperation bereit ! 


Mit freundlichen Grüßen 
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Solidarität in Familie und Gruppe 


Das Prinzip der Solidarität beginnt sozusagen in der Keimzelle der 
Nation - in der Familie. Wenn jeder weiß - in der Familie, am Arbeitsplatz, 
in der Gesellschaft, in den zwischenstaatlichen Beziehungen - , daß er an 
seinem Platz nach seiner Leistung gemessen wird, dann kann jenes 
solidarische Bewußtsein entstehen, das für den Fortschritt unerläßlich ist. 
In der Familie fängt es an. Es ist die freie Entscheidung eines jungen 
Menschen, sich in erster Linie der Familie oder in erster Linie dem 
Lebenskampf zu widmen. 


Als Nationalisten, die von einem realistischen Weltbild ausgehen, sollten wir die 
Entscheidung der Frau für die Familie fördern - entscheidet sie sich aber aus bestimmten 
Gründen für den Beruf, dann muß ihr die Möglichkeit eines dem Manne ebenbürtigen 
sozialen Aufstiegs gegeben werden. Das Prinzip der Solidarität, das Bewußtsein, daß die 
Menschen nicht gleich sind, aber entsprechend ihren Anlagen beurteilt werden müssen, 
beginnt in der Familie. Es hat darüber hinaus Geltung in der Gruppe. 

Wir gehen nun allerdings davon aus, daß es sich um freiwillig zusammengeschlossene 
Gruppen handelt: In erster Linie muß nationale Solidarität als Gemeinschafts- und 
Kampfbewußtsein der Nationalisten betrachtet werden. Über persönliche Streitigkeiten, 
organisatorische und taktische Gegensätze, aber auch über ideologische 
Meinungsverschiedenheiten hinweg muß nationale Solidarität geübt werden, weil es eine 
gemeinsame Frontstellung gibt: gegen den antinationalen Kurs der gegenwärtig 
Herrschenden. Das Kontra hat integrierende Funktion und weckt nationale Solidarität. Daß 
dennoch - vor allem in „Talsohlen“ - über das Fernziel gesprochen und geschrieben 
werden muß, versteht sich von selbst. Der Inhalt wird neu bestimmt. Zwei Aufgaben 
scheinen sich dabei diametral entgegenzustehen: der Klärungsprozeß sowohl in der 
nationalen Wahlpartei, als auch in der nationalistischen außerparlamentarischen 
Bewegung und die Notwendigkeit, angesichts der selbstzerstörerischen Politik eine 
Einheitsfront der Nationalen herbeizuführen. Aber diese Widersprüchlichkeit ist ein 
Trugschluß. 

Ohne einen weltanschaulich homogenen Kern kann man auf die Dauer keine 
überzeugende Politik betreiben oder gar durchsetzen. Zweifellos ist konstruktive 
parlamentarische Mitarbeit auf kommunaler Ebene eine lobenswerte Tätigkeit, - aber erst 
nach der eigentlichen Entscheidung. Und diese Entscheidung fällt nicht in den Landtagen, 
nicht in den Ausschüssen, nicht vor einem weisen Plenum. Die staatstragende Arbeit ist 
nicht honoriert wurden - im Gegenteil ! Daraus müssen Konsequenzen gezogen werden, 
die die bedingungslose Integration in ein fragwürdiges System ausschließen. Auf dieser 
Basis läßt sich auch nach dem Klärungsprozeß weiterarbeiten. Wenn zudem eine 
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die Solidarität der Nationalisten verwirklicht werden. Über das Nahziel sind wir uns einig. 


Für die Neuordnung der Gruppen und Organisationen müssen wir europäischen 
Nationalisten neue Modelle entwickeln, die unserer politischen Umwelt entspechen. In 
gewissem Maße muß eine Bewegung Spiegelbild dessen sein, was sie eines Tages im 
Volk erreichen will. Kooperative, elitäre, aber nicht einsam - selbstherrliche Führung der 
Organisation soll Ziele aufzeigen und vorprägen. Bewegungen neues Typs müssen 
entstehen, die nicht starr, sondern beweglich, nicht pathetisch, sondern fleißig, nicht 
einspurig, sondern vielseitig in Strategie und Taktik sind. . Warten können und dabei 
lernen und vorbereiten - das ist die Kunst, das Mögliche zu erreichen und das Unmögliche 
möglich zu machen. Nationale Solidarität, so kann definiert werden, ist das 
Zusammengehörigkeitsbewußtsein einer revolutionären Minderheit mit dem Ziel der 
Nation, auf die sich dieses Bewußtsein der Gemeinsamkeit als natürliches 
Ordnungssystem ausweiten läßt. 


Solidarität in der Nation 


Solidarität als gleichermaßen nationalpolitisches wie ökonomisches Ordnungssystem 
erhält besonders im sozialistischen Sinne Relevanz. Die klare Erkenntnis, daß jeder Teil 
des Volksganzen an seinem besonderen Platz auch eine entsprechende Bedeutung hat, 
daß also von „unten“ und „oben“, von „Ausbeutung“ und „ausgebeutet werden“, von mehr - 
oder minderpriviligierten Klassen oder Schichten keine Rede mehr sein kann, führt weg 
vom Konsumbetrieb und hin zum politischen Handeln, vom Ziel der persönlichen 
Bereicherung zum Ziel des allgemeinen nationalen Fortschritts. Allzu lange haben die 
„Rechten“ ökonomische Probleme den „Linken“ überlassen und damit den werktätigen 
Massen suggeriert, ausschließlich die „Linken“ machen sich Gedanken um die 
Verwirklichung des größtmöglichen Maßes an sozialer Gerechtigkeit. 

Konsumraserei und ein liberaler Eigentumsbegriff haben den 
Wohlstandswundermenschen geschaffen, dessen Wertmaßstab nur darin besteht, ein 
dickes Portemonnaie zu haben. Daß dabei die übergeordnete politische Problematik 
weitgehend unbeachtet bleibt, ist wenig verwunderlich. Einer der wichtigsten Ziele des 
Nationalismus ist es folglich, den Durchschnittsbürger aus seinem Konsumentendasein zu 
befreien und ihn zu „nationalisieren“, die Proklamation einer Gesellschaft, die den Lohn 
der Arbeit nach Leistung bemißt und nicht nur nach Stunden, Stand, Familie und 
Geburtsort. Volkswirtschaftlich besonders wichtige Produktionsmittel haben der 
Gemeinschaft zu dienen. Egoistische Motivationen dürfen in einem Staat, der als 
solidarische Gemeinschaft bestehen oder sogar Bedeutung erlangen will, nur geringen 
Platz haben. Dies setzt neben gesetzgeberischen Maßnahmen auch eine intensive 
Erziehungsarbeit voraus. 


26 


Der Staat 


Jedes Volk verdient denjenigen Staat, den es sich gefallen läßt. Der 
Staat ist nichts weiter als die Daseinsordnung, die sich ein Volk gibt. 
Vergessen die Funktionäre der staatlichen Einrichtungen, daß sie 
ausschließlich dem Leben und Gedeihen eines bestimmten Volkes, ihres 
Volkes zu dienen haben, beginnen sie, aus den staatlichen Einrichtungen 
einen Selbstzweck zu machen, so wird es höchste Zeit, sie abzulösen. 


Geschieht das nicht, so ist mit dem Volk selbst etwas nicht mehr in Ordnung. Es besitzt 
dann offenbar nicht mehr die notwendige Lebenskraft, um für eine angemessene 
Daseinsordnung Sorge tragen zu können. 


Andererseits ist ein Volk auf staatliche Organisation angewiesen, um sich im Kreis der 
anderen Völker behaupten zu können, um wirtschaften und notfalls für seine Existenz 
kämpfen zu können, um Recht zu begründen und diesem Recht auch Geltung zu 
verschaffen. Es bedarf der staatlichen Fürhrung auch zum Schutz gegen Volksfeinde im 
Inneren, gegen den Eigennutz einzelner, gegen Asoziale und Kriminelle. Kurzum: das Volk 
benötigt die staatliche Form, um Macht ausüben zu können, nach außen wie nach innen. 
Nur vom organisch gewachsenen Volk her, nicht vom abstrakten Begriff der „Gesellschaft“ 
her kann das Wesen des Staates gedeutet werden. 


Da die Völker des mittel- und nordeuropäischen Raumes von Haus aus ein besonders 
ausgeprägtes Ordnungsbedürfnis und Rechtsempfinden besitzen, haben Menschen dieser 
Herkunft in der Geschichte allenthalben staatsbildend gewirkt, selbst dort, wo sie zunächst 
als Seeräuber auftraten und die Ordnung, die sie vorfanden, zerstörten. Andererseits sind 
die häufigen Revolten und Präsidentenwechsel in den Ländern Südamerikas zum Beispiel 
damit zu erklären, daß Menschen einer so vielfachen und chaotischen Rassenmischung, 
wie sie dort seit Jahrhunderten grasiert, nicht fähig sind, einen Staat dauernd zu tragen. 
Staatsform und Verfassung passen sich jeweils der Mentalität des betreffenden Volkes an. 

Es ist unmöglich, ein Verfassungsmodel zu schaffen, das für alle Völker Gültigkeit 
besitzen soll. Völker mit zahlreichen kritisch denkenden und politisch interessierten 
Menschen brauchen eine andere Staatsform als Völker mit vorwiegend unkritischen und 
uninteressierten Menschen, die froh sind, wenn andere für sie denken. Den heimlichen und 
offenen Planern einer einheitlichen Weltregierung ist daher die Verschiedenartigkeit der 
Völker ein Dorn im Auge, und sie tuen alles, was in ihren Kräften steht, um diese 
Verschiedenartigkeit schrittweise abzubauen und damit die Völker selbst in ihrer 
gewachsenen Eigenständigkeit aufzulösen. Mit welchem Erfolg können wir heute leider 
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kritischem Bewußtsein wirkt sich das Trägheitsmoment dahin aus, daß von dem Angebot 
der Selbstverwaltung, Selbstregierung nur wenig Gebrauch gemacht wird. Auch dort 
wünscht man sich weithin, geführt zu werden. Auf jeden Fall möchte man die 
Verantwortung für das Gemeinwohl lieber anderen überlassen. Es sind immer und überall 
nur wenige, die bereit sind, politische Verantwortung zu übernehmen, und diese Wenigen 
machen es sich dann für gewöhnlich ziemlich leicht mit ihrer Verantwortung. 

Wir stoßen hier wieder auf das eigentliche Problem der sogenannten „Demokratie“, die es 
im vollen Sinne dieses Wortes meines Erachtens niemals gegeben hat und auch niemals 
geben wird. Sie scheitert in der politischen Wirklichkeit eben wie schon gesagt - einerseits 
an dem mangelnden Willen der großen Mehrheit in jedem Volk, die Regierungsgeschäfte 
wirklich selbst in die Hand zu nehmen. Dazu fehlen ihr ja auch alle Voraussetzungen. 
Selbst die Wahlen von Volksvertretern werden zu einer Farce, weil die Wähler gar nicht in 
der Lage sind, die Eignung und Befähigung der Gewählten zu beurteilen oder bestimmte 
wirtschafts-politische Fragen zu erfassen. Andererseits scheitert die Idee der Demokratie 
an dem mangelnden Verantwortungsbewußtsein der meisten politischen Amtsträger im 
Staate. Viele von ihnen lassen sich von persönlichem Ergeiz, von dem Bedürfnis, Macht 
über ihre Mitmenschen auszuüben, oder auch einfach von dem Streben, sich bei dieser 
günstigen Gelegenheit zu bereichern, zur Übernahme eines politischen Amtes bewegen. 
Wir erleben dafür beinahe täglich drastische Beispiele. 


Es lohnt sich, einmal darüber nachzudenken, welche Anforderungen denn eigentlich an 
einen Funktionär des Staates, ganz gleich, welcher Rangstufe, gestellt werden müssen. 
Dabei wird dann auch deutlich, wieviel die Wirklichkeit gegenüber solchen 
Mindestansprüchen zu wünschen übrig läßt. Erfolge und Mißerfolge eines Politikers gehen 
ja in die Geschichte ein. Wer Politiker werden will, ein staatliches Amt übernehmen will, 
sollte sich daher zuvor Rechenschaft geben, ob er sich dem Urteil künftiger 
Geschichtsschreibung stellen kann und will. Ein Urteil über politische Zusammenhänge, 
über Ursachen und mögliche Folgen eines politischen Ereignisses, über den Grad der 
Bedrohlichkeit einer Entwicklung oder eines Spannungszustandes, setzt umfassende 
Kenntnisse und langjährige aufmerksame Beobachtung voraus. Wer verfügt schon heute 
darüber ? Die Fähigkeit, selbstständig politische Entscheidungen zu treffen, erweist sich 
zumeist erst in Krisensituationen. Hier bedarf es nicht nur der Erfahrung aus 
vergleichbaren Ereignissen der Vergangenheit, sondern auch eines ausgeprägten 
Führungswillens, einer starken Entschlußkraft und eines schnellen Reaktionsvermögens. 
Auch der Mut zum Risiko gehört dazu. Man muß eine Gefahr auf sich nehmen können, um 
einer noch größeren Gefahr zu begegnen. Das alles wissen die Völker instinktiv. Und 
darum wünschen sie sich unterschwellig starke Persönlichkeiten an der Spitze ihrer 
Staaten, die einerseits von der Veranlagung her über die geschilderten Eigenschaften 
verfügen, andererseits aber auch durch eine sorgsame und re Erziehung von 
klein auf für ihr hohes Amt vorbereitet worden sind. 

Leider ziehen aber solche zum Ethos der Verantwortung erzogene, uneigennützige 
Persönlichkeiten, die dem Staate und damit dem Volke dienen wollen, unter den heute 
herrschenden Verhältnissen meist den kürzeren gegenüber den Managertypen. Diese 
wollen und könne auch gar nicht führen, sondern lediglich manipulieren. Sie haben nicht 
das Gemeinwohl im Auge, sondern in erster Linie die eigene Laufbahn. Sie sehen in der 
Wählerschaft nicht das Volk, dem sie auch selbst angehören und verantwortlich sind, 
sondern die Massengesellschaft, deren Stimmen man von Zeit zu Zeit durch methodisch 
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Atmosphäre bestimmen, können Volk und Staat nicht gedeihen. 


Dieser breite Einbruch des Managertums in die Staatsführung hängt natürlich eng mit der 
zunehmenden Häufung von schweren Korruptionsfällen bei Politikern zusammen. Man hat 
sich an solche Fälle schon so sehr gewöhnt, daß man sie als ganz normal empfindet. Die 
enge Verpflechtung von Staatsorganen mit Großkonzernen und mit der hinter den 
Konzernen stehenden Finanzmacht ist in der Tat nicht mehr aufzulösen und macht jeden 
ernsthaften Versuch des Widerstandes gegen die internationalen Finanzgewalten 
unmöglich. Auf diesem Gebiet können also die Staaten die Interessen ihrer Völker schon 
gar nicht mehr wahrnehmen. 
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Adressen ! 


Für 49,95DM ist zur Zeit noch die CD-ROM „D-Info‘ erhältlich. Sie enthält alle in 
deutschen Telephonbüchern verzeichneten Telephonnumern, Namen und Adressen und 
ermöglicht insbesondere Suchabfragen nach einzelnen Adressen bzw. gibt sie nach 
Eingabe einer beliebigen Telephonnummer Namen und Adressen des Anschlußinhabers 
an. Wozu das nützlich ist, braucht sicherlich nicht extra erwähnt zu werden. Die CD-ROM 
gibt es in einigen Computerläden und kann auch über den Hersteller bezogen werden: 


Boris Polenske 
Buchenhöfe 78 
46286 Dorsten 


Tel.: 02369/ 21727 


Außerdem gibt es in den meisten Städten noch sogenannte Einwohner- oder 
Adreßbücher. Das gute daran ist, daß selbst diejenigen Einwohner der Stadt, die auf einen 
Eintrag im Telephonbuch aus guten Gründen verzichtet haben, immer noch mit ihrer 
vollständigen Adresse im Einwohnerverzeichnis stehen. Ob es ein Einwohnerverzeichnis 
der Stadt gibt, sollte jeder Kamerad in seiner Stadt/Landkreis selbst herausfinden 
(Einwohnermeldeamt). Nach Informationen der Presse plant der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz noch in diesem Jahr den Vertrieb beider Datenträger zu verbieten. Also 
am besten umgehend mit der jeweils aktuellen Version eindecken ! Die relativ geringe 
Ausgabe lohnt sich in jedem Fall, wie von Kameraden versichert wird ! 


Termine 
2./3. September : JN - Bundeskongreß in Norddeutschland 


1. - 3. Sept. : Treffen der Gemeinschaft ehemaliger Soldaten der 
3. SS Pz.div. „Totenkopf“ im Thüringer Wald 


23. - 30. Sept. : 19. Gästewoche der Deutschen Kulturgemeinschaft 


im Erzgebirge 
2. Oktober : NPD/JN - Großveranstaltung zum Thema „Einheit“ 
7. Oktober : Volkstanzball nähe Halle/Sachsen-Anhalt 
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Infos, Anmeldungen und Adressen über die Umbruch-Redaktion ! 


Impressum 


Herausgeber und verantwortlich: 
Steffen Hupka, Postfach 323, 06474 Quedlinburg 


Alle Einsendungen an diese Anschrift ! 
Druck : Eigendruck 
Bankverbindung : Postgiroamt Leipzig, 
Kto.Nr. : 199634900 - BLZ : 860 100 90 


6 Ausgaben im Abo kosten z.Zt. DM 18,- 


Der Umbruch ist nicht zur Veröffentlichung bestimmt. Er ist keine Publikation im 
Sinne des Pressegesetzes, sondern ein persönlicher Rundbrief an Freunde, 
bekannte und andere Interessierte. Er erscheint alle 2 Monate und kann nur im 
Abonnement bezogen werden. Mit Namen und Buchstaben bezeichnete Beiträge 
stellen die Meinung ihrer Verfasser dar und nicht unbedingt die des 
Herausgebers. Sie sind als Diskussionsbeiträge zu werten. 


Eigentumsvorbehalt 


Der Rundbrief ist solange Eigentum des Absenders, bis er dem Gefangenen 
persönlich ausgehändigt worden ist. „Zur Habe-Nahme“ ist keine persönliche 
Aushändigung im Sinne dieses Vorbehalts. Wird die Zeitschrift dem Gefangegen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist sie mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzusenden. 
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„Ich liebe den Frieden, aber keinen anderen, als 
einen guten, standhaften, ehrenvollen Frieden. 
Gewiß, ich kenne den Werth der Ruhe, die 
Annehmlichkeiten der Gesellschaft, die Freuden des 
Lebens; auch ich wünsche glücklich zu seyn, wie 
irgend jemand. So sehr ich aber diese Güter 
begehre, so wenig mag ich sie durch 
Niederträchtigkeit und Ehrlosigkeit erkaufen. Die 
Philosophie lehrt uns unsere Pflicht zu thun, 
unserem Vaterlande selbst mit unserem Blut treu zu 
dienen, ihm unsere Ruhe, ja unser ganzes Daseyn 
aufzuopfern“. 


“ Friedrich der Große 


